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Weniger Belastungen  

für unsere KMU!

Firmen müssen heute bis zu 50’000  
Franken für Radio und TV zahlen. Selbst 
wenn sie beides gar nicht nutzen.  
Die SRG-Gebühren-Senkungs-Initia tive  
«200 Fr. sind genug!» befreit unser  
Gewerbe von der belastenden Abgabe. 

V1

Wir freuen uns über Ihre Kontaktaufnahme
Au�allend mobil. Au�allend günstig. info@blickfaenger.ch  |  043 499 24 19

Frühzeitig planen – sichtbar bleiben!

Jetzt für die Gemeinderatswahlen  
einen Blickfänger-Werbeanhänger  

reservieren.

Sie möchten 
inserieren?
Dann melden Sie sich  
bei uns!

Die nötigen Infos und 
Kontaktdaten finden  
Sie auf der letzten 
Seite im Impressum.
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ABSTIMMUNG VOM 8. MÄRZ 2026

Individualbesteuerung: Frontalan-
griff auf Ehe und Familie, aber auch 
Alleinstehende bezahlen mehr!
Die Individualbesteuerung wäre nichts weniger als ein fundamentaler Umbau 
unseres Steuersystems. Aber nicht nur: Sie ist ungerecht, bürokratisch und teuer. 
Was viele noch nicht gemerkt haben: Die Individualbesteuerung mogelt auch 
Alleinstehenden eine Steuererhöhung unter. Die SVP muss deutlich NEIN sagen.

Es sind sich alle einig: Die sogenannte 
Heiratsstrafe gehört abgeschafft. Die 
meisten Kantone haben dieses Problem 
aber längst gelöst, etwa durch einfache 
Splitting-Modelle oder andere gerechte 
Tarifstrukturen.

Es wäre eine kleine Korrektur, die-
sen Schritt nun auch auf Bundesebene 
nachzuziehen. Doch anstatt einfach das 
Offensichtliche zu tun, will eine knappe 
Parlamentsmehrheit auf Initiative der 
FDP-Frauen aus rein ideologischen Grün-
den nun das gesamte Steuersystem um-
krempeln. Neu sollen alle Verheirateten 
zwei Steuererklärungen ausfüllen müs-
sen. Statt gemeinsam, sollen Ehepartner 
künftig einzeln veranlagt werden – un-
abhängig davon, wie sie ihre Verantwor-
tung innerhalb der Familie aufteilen.

Ein System gegen die Familie
Das neue System bestraft vor allem ver-
heiratete Paare, bei denen jemand ein 
Haupteinkommen und der andere Part-

ner ein kleineres oder gar kein Einkom-
men hat. Die Steuerlast steigt für Ein-
verdiener gegenüber Doppelverdienern 
mit gleichem Einkommen. Wer den 
Haushalt besorgt, erzieht, pflegt oder 
betreut, verliert.

Diese Reform ist keine Modernisie-
rung, sie ist ein Frontalangriff auf die 
Familie. Und das, obwohl das ZGB die 
Ehe als Wirtschaftsgemeinschaft defi-
niert mit klarer gemeinsamer Verant-
wortung für den Familienunterhalt. Wer 
Betreuung übernimmt, trägt genauso 
dazu bei wie derjenige mit Erwerbsein-
kommen. Die Individualbesteuerung ig-
noriert diese Realität.

Zwei getrennte Steuererklärungen be-
deuten auch die Aufteilung des Vermö-
gens. So wird jede Steuererklärung zur 
kleinen Scheidung. Das trifft besonders 
Ehepaare mit gemeinsamem Betrieb, 
beispielsweise in der Landwirtschaft.

Ungerecht und ideologisch 
motiviert
Die Steuerreform straft also jene ab, 
die familiäre Verantwortung überneh-
men. Die Gewinner sind Doppelverdie-
ner ohne Kinder mit zwei hohen Ein-
kommen. Die grössten Entlastungseffek-
te gibt es bei Paaren mit gemeinsam 
über 200 000 Franken Einkommen.

Neben Ehepaaren mit traditioneller 
Rollenteilung wären auch kinderlose 
Alleinstehende mehr belastet. Der Grund: 
Neben der Abschaffung des Ehegatten-
tarifs sieht die Vorlage auch Steuerer-
höhungen vor, um die Einnahmeausfäl-
le für den Bund zu begrenzen. Das geht 
auch zulasten der Alleinstehenden. Und 
klassische Einverdiener-Familien wer-
den dadurch sogar doppelt belastet.

Aber warum kommen diese Effekte zu-
stande? Weil sich die FDP mit der SP ins 
Bett legen musste, um die Vorlage durch-
zubringen. Denn weil die Linken keine zu 
hohen Steuerausfälle wollten, half die 
FDP bei einer Steuererhöhung mit.

Nach einem Ja müssen die Kantone 
und Gemeinden ihre Steuergesetze eben-
falls anpassen und ihre Steuertarife 
festlegen. Das wird sich zusätzlich auf 
die Steuerrechnung auswirken.

Teuer, kompliziert und 
ohne Wirkung
Die Befürworter der Individualbesteu-
erung erhoffen sich, dass Frauen damit 
mehr arbeiten. Doch selbst bei optimis-
tischen Szenarien des Bundesrates ent-
spräche das höchstens zwei bis acht Pro-
zent der erwerbsfähigen Frauen, die 
einen Tag pro Woche mehr arbeiten 
würden. Demgegenüber stehen jährlich 

80 000 Zuwanderer, aber angeblich soll 
diese Reform unsere Fachkräfteprob-
leme lösen? Geradezu lächerlich!

Der grösste Beschäftigungseffekt 
würde in den Steuerverwaltungen be-
wirkt. Neu müssten 1,7 Millionen zusätz-
liche Steuerveranlagungen erstellt wer-
den. Laut Bundesverwaltung bräuchte es 
dafür bis zu 1700 neue Vollzeitstellen. 
Die Kantone müssten zusätzliche Steu-
erverwaltungen aufbauen, Software an-
passen, Prozesse umbauen. Das ist Büro-
kratie pur, bezahlt vom Steuerzahler.

Die Alternative liegt auf dem Tisch
Was besonders ärgerlich ist: Es gäbe eine 
bessere Lösung. Die Initiative «JA zu fai-
ren Bundessteuern – auch für Ehepaare» 
will die sogenannte Heiratsstrafe gezielt 
beseitigen, ohne das ganze System um-

zubauen. Sie schützt die Ehe als Wirt-
schaftsgemeinschaft, sorgt für Gerech-
tigkeit bei Bundessteuern und verur-
sacht weder Bürokratie noch Milliar-
denkosten.

Fazit: Ein klares NEIN zur 
Individualbesteuerung
Diese Reform ist nicht durchdacht. Sie 
ist teuer, ungerecht, bürokratisch – und 
vor allem: gesellschaftspolitisch verfehlt. 
Wer die Individualbesteuerung einführt, 
rüttelt am Fundament unserer Gesell-
schaft. An der Ehe. An der Familie. An 
der Eigenverantwortung.

Darum braucht es am 8. März ein 
deutliches NEIN. Für unsere Familien. 
Für den Mittelstand. Für die Freiheit, 
selbst zu wählen, wie man sein Leben 
gestaltet.

Diese Reform ist nicht durchdacht. Sie ist teuer, ungerecht, bürokratisch –  
und vor allem: gesellschaftspolitisch verfehlt.� Bild: nein-zur-individualbesteuerung.ch

Benjamin Fischer
Nationalrat SVP
Oberweningen



SICHERHEIT BEGINNT BEIM VOLLZUG, NICHT BEIM BESCHLUSS

Die Folgen unkontrollierter Zuwanderung für Gemeinden
Die Schweiz gehört weiterhin zu den sichersten Ländern der Welt. Gerade darin liegt jedoch eine Gefahr.  
Sicherheit wird schnell zur Selbstverständlichkeit. Aussagen wie «Die Schweiz ist reich, stabil, sie kommt schon  
damit klar» führen dazu, dass Grenzen verwässert werden.

Gleichzeitig verändert sich das Sicher-
heitsgefühl im Alltag. Immer mehr Frau-
en, Jugendliche und Eltern berichten, 
dass sie sich im öffentlichen Raum nicht 
mehr gleich sicher fühlen wie früher.

Das Ja an der Urne ist 
nur der Anfang
In der politischen Debatte werden Be-
schlüsse gefasst, Gesetze verschärft und 
Initiativen lanciert. Doch zwischen po-
litischen Entscheiden und der Realität 
gibt es zunehmend eine Lücke. Das 
Hauptproblem ist heute nicht der Man-
gel an Regeln, sondern deren ungenü-
gender Vollzug. Verantwortung beginnt 
nicht mit einem Ja an der Urne, sondern 
mit der konsequenten Umsetzung.

Das zeigt sich exemplarisch im Asyl-
wesen. Klare Regeln zur Prüfung und 
Rückweisung bestehen, doch lange Ver-
fahren und überforderte Strukturen ver-
hindern einen wirksamen Vollzug. Wäh-
rend der Bund Strategien anpasst, tra-
gen Kantone und Gemeinden die Fol-
gen bereits.

Prävention beginnt an den Grenzen
Sicherheit beginnt dort, wo entschieden 
wird, wer unter welchen Bedingungen 
einreisen darf. Die Grenzschutz-Initia-
tive sowie die Nachhaltigkeits-Initiati-
ve («Keine 10-Millionen-Schweiz!») set-

zen genau hier an. Sie fordern eine re-
alistische Zuwanderung, orientiert an 
der tatsächlichen Aufnahmefähigkeit 
des Landes. Infrastruktur, Schulen, Wohn-
raum und Sozialwerke sind nicht un-
begrenzt belastbar.

Zuwanderung funktioniert wie ein 
Verkehrssystem: Wird der Zufluss nicht 
gesteuert, kommt es zu Überlastung. 
Die Probleme entstehen nicht erst im 
Alltag, sondern bereits an den Zufahr-
ten. Politische Fehlentscheide zeigen 
sich deshalb zuerst in den Gemein-
den.

Gemeinden tragen die Hauptlast
Der Bund entscheidet, die Kantone set-
zen um, doch Gemeinden und Bevölke
rung spüren die Auswirkungen am 
schnellsten. Es gibt steigenden Druck 
auf Schulen, höhere Sozialausgaben, 
mehr Belastung für Verwaltung und 
Sicherheitsorgane. Ohne ausreichenden 
Handlungsspielraum stossen selbst gut 
geführte Gemeinden an Grenzen.

Unkontrollierte Zuwanderung erhöht 
zudem das Risiko von Kriminalität. 2024 
wurden in der Schweiz über 560 000 
Straftaten registriert, rund 8 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Wie auch die SP 
festhält, werden Straftaten überwiegend 
von Männern begangen. Wer genauer 
hinschaut, erkennt jedoch ein weiteres 
Muster: Gewaltdelikte werden über-
durchschnittlich häufig von Personen 
ohne Schweizer Staatsangehörigkeit 
begangen. Diese Realität muss sachlich 
und faktenbasiert diskutiert werden. 
Wer Fakten als Rassismus diffamiert, 
verhindert Lösungen. Fehlende oder 
misslungene Integration, auch kultu-

rell, wirkt sich direkt auf die Sicher-
heit im Alltag aus.

Sicherheit endet nicht bei 
der Prävention
Sicherheit zeigt sich auch darin, wie der 
Staat handelt, wenn Gewalt geschieht. 
Verfahren sind für Betroffene oft lang, 
komplex und belastend. Nicht selten 
steht der Schutz des Täters stärker im 
Fokus als die rasche Sicherheit des Opfers.

Entscheidend sind deshalb schnelle 
Schutzmassnahmen wie Kontakt- und 
Annäherungsverbote sowie eine starke 
Unterstützung von Opferberatungsstel-
len und Frauenhäusern. Das neue Stal-
king-Strafrecht schliesst eine wichtige 
Lücke, dennoch braucht es effizientere 

Verfahren, bessere Übersetzungen und 
konsequenten Vollzug.

Zur Sicherheit gehört auch die Arbeit 
mit Tätern, wie z.B. klare Interventio-
nen und Therapien, um Wiederholungs-
taten zu verhindern. Ebenso braucht 
es mehr Offenheit in Gemeinden, um 
über Gewalt und Grenzüberschreitun-
gen zu sprechen.

Integration ist Pflicht
Gewalt ist niemals tolerierbar, unab-
hängig von Herkunft oder Kultur. Wer 
sich nicht an unsere Regeln hält, den 
Rechtsstaat missachtet und Integrati-
on verweigert, überschreitet eine klare 
Grenze. Integration ist eine Pflicht ge-
genüber dem Land, das Schutz und Per-
spektive bietet. Ein Staat, der seine Re-
geln nicht durchsetzt, verliert zuerst 
seine Autorität und dann die Sicher-
heit seiner Bürger.

«Der Kniefall von Davos», titel-

te der «Sonntagsblick». Und em-

pörte sich auf vielen Farbseiten, 

dass «Donald Trump das WEF, die 

Schweiz und die Welt vor sich her-

treibt». Worin genau der «Knie-

fall» des Weltwirtschaftsforums 

bestand, bleibt der Chefredaktor 

seinen Lesern schuldig. Der ame-

rikanische Präsident hat in Davos 

eine Rede gehalten, das Publikum 

hat ihm zugehört und war mehr 

oder (meistens) weniger mit ihm 

einverstanden. So weit, so normal.

Wenn von «Kniefall» die Rede ist, 

fällt dieser Vorwurf auf die Jour-

nalisten von «Sonntagsblick» und 

«Blick» zurück. Sie berichteten live, 

online, stundenlang und ohne 

tieferen Erkenntnisgewinn, wie 

Donald Trump auf dem Flughafen 

Zürich gelandet ist. Auf die Minu-

te genau wurde seine Verspätung 

berechnet und die Zeit, die er vom 

Wechsel seines Jets zum präsidia-

len Helikopter gebrauchte – ohne 

dass man den US-Präsidenten je 

zu Gesicht bekam. In fast schon 

zitternder Erregung folgte die Ka-

mera den sich abhebenden Flug-

geräten. Mehr Kniefall war noch 

nie.

In Davos selber folgten die Rin-

gier-Journalisten Donald Trump 

auf Schritt und Tritt. Sie legten 

ihre Blätter aus in der inständigen 

Hoffnung, der Präsident würde 

wie beim letzten Mal in Davos 

eine Nummer des «Blick» behän-

digen. Eine ganze Woche lang 

war Trump Thema auf der Titel-

seite. Einmal auf zehn (!) Bildern. 

Am Sonntag forderte der tapfere 

Nationalrat Gerhard Pfister – nach 

seiner abgeschlossenen Vermö-

gensbildung dank Liegenschafts-

verkäufen in Oberägeri – von 

der hiesigen Aussenwirtschaft 

die Beendigung des Zolldeals mit 

dem wichtigsten Handelspartner.

Der «Sonntagsblick» kritisierte 

vereint mit dem Mitte-Geri die 

Aussage von Bundespräsident 

Guy Parmelin gegenüber Donald 

Trump: «Davos ohne Sie wäre 

nicht wirklich Davos.» Stimmt 

ein Buchstabe an diesem Satz 

nicht? Meint tatsächlich jemand, 

das WEF hätte jemanden interes-

siert, wenn sich dort Ursula von 

der Leyen, Christine Lagarde und 

Ignazio Cassis ausgetauscht hät-

ten? Nein, vor Trump wetteifer-

ten die Journalisten im Kniefall. 

Doch das ist immer noch besser 

als ein Anfall. Oder Durchfall.

«Kniefall», rufen 
die Kniefälligen

NEIN ZUM KLIMAFONDS

Der Klima-Schuldenfonds als linker Wunschzettel
Am 8.März stimmen wir über den Klima-Schuldenfonds ab. Die Initiative hebelt die Schuldenbremse aus.  
Die massive Mehrbelastung ist für Haushalte und Unternehmen schlicht unhaltbar. 

Die Klimafonds-Initiative fordert mas-
sive Investitionen in erneuerbare Ener-
gien, Energieeffizienz und Dekarboni-
sierung. Konkret verlangt die Initiati-
ve, dass der Bund bis 2050 jährlich 0,5 
bis 1 Prozent des nationalen Bruttoin-
landprodukts (BIP) in den Fonds ein-
zahlen muss.

Breite Allianz gegen Klimafonds
Angeführt vom Bundesrat und seinem 
zuständigen Vertreter Albert Rösti kämp-
fen viele Parteien gegen die Steuerer-
höhung durch die Klima-Schulden. Es 

sind dies namentlich SVP, FDP, Die Mitte 
sowie auch die GLP. Der Klimaschutz 
brauche Lenkung und keinen Fonds, 
argumentieren die Grünliberalen bei-
spielsweise.

Bundesrat Rösti kritisierte in der SRF- 
Arena, dass man kommenden Genera-
tionen hohe Schulden und damit Kos-
ten aufbürde. Langfristig rechnet der 
Bundesrat zudem mit Steuerhöhungen. 
Rösti betonte ausserdem, es sei nicht 
zielführend, wenn die Schweiz beim Kli-
maschutz vorangehe, während andere 
Staaten zu wenig machen.

Ideologisches Netto-Null-Ziel
Bekanntlich hatte die Eidgenossenschaft 
mit dem Klima- und Innovationsgesetz 
entschieden, ihre Treibhausgasemissio-
nen bis 2050 auf Netto Null zu senken. 
Eine Abstimmung im Kanton Zürich 
über eine weitere Senkung dieser Frist 

ist letztes Jahr dank der SVP-Kantonal-
partei klar gescheitert. Dem Bund ste-
hen schon jetzt jedes Jahr rund zwei 
Milliarden Franken für den Klimaschutz 
und den Umbau des Energiesystems zur 
Verfügung. Mit diesem Geld können 
zum Beispiel Solaranlagen und der Er-
satz von Ölheizungen durch Wärme-
pumpen gefördert werden.

Die Klimafonds-Initiative verlangt 
jetzt, dass der Bund für die Bekämp-
fung des Klimawandels und dessen Fol-
gen deutlich mehr Mittel einsetzt. So 
soll ein Klima-Schuldenfonds von bis 
zu 10 Milliarden Franken pro Jahr ge-
schaffen werden, der bis 2050 bis zu 
200 Milliarden Franken neuer Schul-
den führt. Mit dem Fonds soll nach 
dem Willen der Initianten von Grünen, 
SP und EVP der Bund insbesondere die 
Verminderung der Treibhausgasemis-
sionen, den sparsamen und effizienten 

Energieverbrauch und den Ausbau der 
erneuerbaren Energien unterstützen. 
Zudem soll er die CO2-Entnahme und 
-Speicherung und die Biodiversität för-
dern. Auch wären Aus- und Weiterbil-
dungen für Fachkräfte zu unterstüt-
zen, die für die Umsetzung der Mass-
nahmen benötigt werden. Die Initiati-
ve verlangt, dass die Finanzierung und 
die Umsetzung sozial gerecht ausge-
staltet werden. Das sind alles linke An-
liegen, die einen linken Wunschzettel 
komplett machen.

Zusätzliche Verschuldung und 
Mehrwertsteuererhöhung
Der Bund müsste jährlich zwei- bis vier-
mal mehr Geld als heute für die Klima- 
und Energiepolitik bereitstellen. Die In-
itiative macht keine Angaben dazu, wie 
diese zusätzlichen Ausgaben finanziert 
werden sollen. Die Mehrwertsteuer müss-
te wohl um weitere 2,5 Steuerprozente 
erhöht werden. Klar ist aber, dass die 
Ausgaben zumindest vorübergehend 
von der Schuldenbremse ausgenommen 
würden. Das bedeutet, dass sich der 
Bund zusätzlich verschulden dürfte. Mit 
der Initiative besteht aber auch das Ri-
siko von Mitnahmeeffekten. Das heisst, 
dass mit dem Fonds Projekte mitfinan-
ziert werden, die Private ohnehin um-
gesetzt hätten.

Laut Bundesrat Rösti setze die beste-
hende Klima- und Energiepolitik An-
reize, damit Bevölkerung und Unter-
nehmen ihren CO2-Ausstoss reduzieren. 
Bei einer Annahme der Initiative würde 
ein Grossteil der Verantwortung für 
das Erreichen der Schweizer Klimazie-
le auf den Staat übertragen. Das würde 
die Anreize für Private und die Wirt-
schaft schwächen. Es bestünde zudem 
das Risiko, dass das Geld nicht dort 
eingesetzt wird, wo es am meisten be-
wirkt, oder dass es in Projekte fliesst, 
die auch ohne Bundesgeld umgesetzt 
würden.

Christoph  
Mörgeli

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäffikon

Ozzin Jun
Vorstand SVP Urdorf und 
JSVP-Mitglied Kanton Zürich
Urdorf

Es gilt, unserem schönen Land Sorge zu tragen.� Bild: Pixabay

Der Bund müsste jährlich zwei- bis viermal mehr Geld als heute für die Klima-  
und Energiepolitik bereitstellen.� Bild: klimafonds-nein.ch
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Datenskandal in der JI politisch 
aufgearbeitet

Am 26. Januar 2026 wurde der PUK-Be-
richt zum Datenskandal in der Justizdi-
rektion (JI) politisch aufgearbeitet. Wäh-
rend 12 Jahren wurden PCs, Speicherme-
dien etc. mit sensiblen Inhalten durch eine 
zweifelhafte Firma ohne fachlichen Hin-
tergrund entsorgt. Besonders ärgerlich ist, 
dass keine Unterlagen, Aufträge oder Ver-
träge mit dieser Firma in der JI zu finden 
waren. So konnte leider nicht festgestellt 
werden, wer am Anfang dieses Debakels 
die Verantwortung trägt. Was klar ist: 
Die politische Verantwortung war immer 
bei den rotgrünen Regierungsräten. Aus-
nahmslos.

Aber für die Datensicherheit schien sich 
niemand richtig verantwortlich zu fühlen. 
Auch wurden mahnende Berichte der Fi-
nanzkontrolle sowie ein BDO-Bericht nicht 
wirklich ernst genommen. Eine Adminis-
trativuntersuchung nach Bekanntwerden 
des Vorfalles wurde dem Gesamtregierungs-
rat lange vorenthalten und der Daten-
schutzbeauftragten des Kantons Zürich 
erst auf Verlangen zugestellt.

Auch wurden Steuergelder bei der Be-
schaffung von Endgeräten verschleudert. 
So mussten im Jahr 2019 200 bis 300 neue 
Desktopgeräte verschleudert werden, die 
nicht mehr gebraucht wurden.

Aber auch der Gesamtregierungsrat hat 
sich betreffend Informationssicherheit zu 
wenig eingebracht und wenig bis keine 
kantonalen Vorgaben für die Direktionen 
erlassen. Immerhin würdigt die Regierung 
im aktuellen Regierungsratsbeschluss vom 
14. Januar 2026 die Arbeit der PUK posi-
tiv. Sie ist bereit, viele der 50 Empfehlun-

gen der PUK umzusetzen oder diese zu-
mindest zu prüfen.

Die SVP fordert aus dem PUK-Bericht 
folgende vier Schwerpunkte zur Umset-
zung:
1.	� Der Umgang mit M365 muss kritisch 

hinterfragt werden, da die Daten, auch 
wenn diese auf einem CH-Server ge-
speichert sind, jederzeit vom US-Staat 
angefordert werden können.

2.	�Die Informationssicherheit muss kan-
tonal geregelt werden.

3.	�Der ISIK, also der Kantonale Sicher-
heitsbeauftragte, muss mit einem Wei-
sungsrecht ausgestattet werden.

4.	� Der Kantonsrat muss die Aufsicht über 
die Digitalisierung in der Verwaltung 
massiv verstärken. Heute wird diese 
Aufsicht in drei Kommissionen geteilt. 
Das heutige System ist nicht effizient 
und muss angepasst werden.

Und was macht Justizdirektorin Jacque-
line Fehr? Statt sich um ihre Direktion zu 
kümmern, lässt sie sich berufsbegleitend 
an der Uni Freiburg zur Mediatorin wei-
terbilden. Dies notabene auf Staatskos-
ten, dauert diese Ausbildung doch ca. 10 
Wochen im Jahr. Dabei gibt es mehr als 
genügend Baustellen in der JI, um die sie 
sich zu kümmern hat.

Und wie reagiert die Justizdirektorin 
auf diese Vorwürfe? Sie tut, was sie immer 
tut, wenn es unangenehme Fragen gibt: 
Sie schweigt! Mangelhafte Kommunika-
tion wird ihr auch im PUK-Bericht vorge-
worfen. Sie scheint unbelehrbar zu sein. 
Immerhin gibt es einen Lichtblick: Sie 
wird 2027 nicht mehr kandidieren.

Die Ratsdebatte zum  
PUK-Bericht finden 
Sie hier: 

 

AUS DEM KANTONSRAT

Demonstrieren in der Kälte – ein Fall für Ueli 
und die Klimaseniorinnen
Der Kantonsrat hat an seiner vergangenen Doppelsitzung praktisch den gesamten Vormittag  
über den PUK-Bericht «Datensicherheit» debattiert. Ich verweise dazu auf den nebenstehenden  
Kommentar zur Ratssitzung von Kantonsrat Karl Heinz Meyer.

Die Fraktionen können im Rahmen 
einer Kantonsratssitzung ihre Hal-
tung zu einem Thema oder aktuellen 
Ereignis bekannt geben, welches nicht 
in unmittelbarem Zusammenhang zu 
einem traktandierten Geschäft stehen 
muss.

Linke Fraktionsausflüchte
So gab es zwei Fraktionserklärungen im 
Zusammenhang mit der (bewilligten) 
Anti-WEF-Demo in Zürich. EVP, SVP, 
FDP, Die Mitte und GLP haben die Aus-
schreitungen gemeinsam verurteilt und 
alle politischen Kräfte und zivilgesell-
schaftlichen Akteure dazu aufgerufen, 
klare Kante gegen Gewalt zu zeigen. 
Wer Strassenkämpfe führt, Eigentum 
zerstört, Polizisten angreift und den 
Verkehr lahmlegt, handelt kriminell – 
nicht politisch. Nun denn, SP und AL 
sahen dies etwas anders und haben in 
ihrer Fraktionserklärung mit dem lä-
cherlichen Titel «keine Aushöhlung des 
Demonstrationsrechts» moniert, dass 

ausschliesslich über Sachschäden ge-
sprochen werde. Es seien schliesslich 
über 2000 Menschen aus Wut und Ohn-
macht über das aktuelle Weltgeschehen 
in der Kälte (!) auf die Strasse protestie-
ren gegangen. Polizeigewalt sei ebenso 
ernst zu nehmen, es dürfte keine wei-
tere Verengung der Debatte auf Sach-
schäden und keine symbolische Härte 
stattfinden, sondern eine politische Aus-
einandersetzung mit den Ursachen des 
Protests  – Witz, komm raus, du bist 
umzingelt!

Ungenügende Kompensation 
von Fruchtfolgeflächen
Mit dem dringlichen Postulat von SVP, 
FDP und Die Mitte betreffend «Aus-
gleichs- und Ersatzmassnahmen bei der 
Pistenverlängerung ohne unnötige Op-
ferung von Fruchtfolgeflächen» hätte 
der Regierungsrat aufgefordert werden 
sollen, darzulegen, wie die geplante Pis-
tenverlängerung mit minimalem Ver-
lust an Kulturland (Fruchtfolgeflächen) 
realisiert werden kann. Anstatt das Pos-
tulat direkt abzuschreiben, beantragte 
eine SVP-Minderheit der Kommission 
für Energie, Verkehr und Umwelt (KEVU) 
eine abweichende Stellungnahme. Sie 
bemängelt insbesondere, dass beim Bun-
desamt für Umwelt (BAFU) nicht nach-
gefragt worden ist, wie es um die Mög-

lichkeit einer Untertunnelung der Piste 
steht. Solche technischen Lösungen, wel-
che den Verlust von Kulturland mög-
lichst geringgehalten hätten, wären viel-
leicht möglich gewesen, aber man hat 
es nicht einmal geprüft oder eben prü-
fen wollen. Ganz nach dem Motto: «Frag 
nicht, wenn du die Antwort nicht hören 
willst.»

Ueli und die Klimaseniorinnen
Zum Abschluss hielt Kantonsrat und 
Stadtratskandidat Ueli Bamert ein flam-
mendes Votum über die (Un-)Bedeutung 
des Urteils des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte (EGMR) zur 
Klage der Klimaseniorinnen für den Kan-
ton Zürich. Er freute sich über die Nicht-
Umsetzung dieses Pseudo-Urteils, erin-
nerte an das Ende der Klimahysterie 
seit dem überdeutlichen Nein der Be-
völkerung zum Klimaziel Netto-Null 
2040 und stellte fest, dass heute wie-
der die Realpolitik sowie die realen Sor-
gen der Menschen im Vordergrund ste-
hen. Die linksgrünen Ideologen sahen 
natürlich sofort ihr politisches Geschäfts-
modell, das gezielte Schüren von un-
angebrachter Klimapanik, in Gefahr. 
Wenn wir schon auf Schweizer Boden 
das Weltklima nicht retten können, 
dann machen wir es eben im Kanton 
Zürich!

Scannen Sie den QR-Code,  
um die aktuellen Videos der 
SVP Kantonsratsfraktion  
zu sehen.

AKTUELLE MEDIENMITTEILUNGEN

Recht auf Heimat
SVP reicht Initiative mit über 7800 Unterschriften ein

Anstatt friedlich mit einem Schild zu demonstrieren, habe linksradikale Chaoten erneut  
in Zürich gewütet – dies unter dem Schutz von SP und Grünen.� Bild: Adobe Stock

Der Skandal in der JI hat gezeigt, dass die Datensicherheit gestärkt  
werden muss. Die SVP geht voran und setzt dabei Schwerpunkte.� Bild: Pixabay

Karl Heinz Meyer
Kantonsrat SVP
Neerach

Andreas Keiser
Kantonsrat SVP
Glattfelden

WORTE DER PRÄSIDENTIN DER JUNGEN SVP DES KANTONS ZÜRICH

Was macht diese Frau noch in unserem Land?
Der Schuldspruch gegen die GLP-Poli-
tikerin Sanija Ameti ist richtig. Die 
Schweiz hat ihr, als sie im Kindesalter 
mit ihrer Familie aus Ex-Jugoslawien 
geflüchtet ist, Schutz gewährt – Sicher-
heit, Chancen, Freiheit. Respekt gegen-
über dem Land, das einem alles er-
möglicht hat, ist das Mindeste. Genau 
diesen Respekt aber verweigert Ameti 
seit Jahren. Statt sich für die Möglich-
keiten und Freiheiten in der Schweiz 
zu bedanken, provoziert sie politisch 
und gesellschaftlich und missachtet 
die Werte, die unser Land zusammen-
halten.

Politisch kämpft Ameti konsequent 
gegen alles, was die Schweiz trägt: Sie 
will mehr Migration, den EU-Beitritt 
und einen schleichenden Abbau der 
Selbstbestimmung. Das mag ihre Hal-
tung sein, aber ihre Provokationen 
gehen weit darüber hinaus. Mit den 
Schüssen auf Maria und das Jesuskind, 
unterstrichen mit dem Kommentar 
«Abschalten», hat sie eine rote Linie 
überschritten. Das war kein Ausrut-
scher, keine künstlerische Aktion, kein 
Missverständnis. Es war gezielte Ver-

achtung gegenüber der christlichen 
Prägung unseres Landes. Kalt, bewusst 
und ohne jede Reue. Millionen Men-
schen wurden in ihrem Glauben be-
leidigt und herabgesetzt.

Das Bezirksgericht Zürich hat Sani-
ja Ameti schuldig gesprochen und ihr 
eine Geldstrafe auferlegt. Die Junge 
SVP des Kantons Zürich begrüsst die-
sen Entscheid ausdrücklich, auch wenn 
die Strafe deutlich höher hätte ausfal-
len können. Wer unsere Werte miss-
achtet, wer die Schweizer Identität 
untergräbt, muss mit Konsequenzen 
rechnen. Die Schweiz ist tolerant – in 
vielen Fällen zu tolerant. Aber wir 
sind nicht wehrlos und dürfen auch 
nicht diesen Anschein erwecken. Viel-
mehr müssen wir uns fragen: Was 
macht diese Frau noch in unserem 
Land?

Dieser Fall zeigt ein strukturelles 
Problem: In der Schweiz wird zu leicht 
eingebürgert. Zu viele Menschen er-
halten den roten Pass, ohne sich mit 
unserem Land, seinen Werten und 
seiner Kultur zu identifizieren. Schwei-
zer sein ist mehr als ein Eintrag im 

Pass. Es ist eine innere Haltung, eine 
Bereitschaft, unsere Grundwerte zu 
respektieren, sie zu leben und Verant-
wortung zu übernehmen. Wir brau-
chen strengere Einbürgerungsregeln, 
klare Erwartungen und den Mut, Nein 
zu sagen, wenn Respekt und Verbun-
denheit fehlen. Wer nur auf seine ei-
genen Vorteile schaut und gleichzei-
tig unser Land verachtet, sollte das rote 
Büchlein niemals erhalten. Setzen wir 
uns gemeinsam dafür ein, dass die 
Schweiz an den richtigen Orten end-
lich Grenzen setzt.

Unser Dank gilt der Jungen SVP 
Schweiz, die als Privatklägerin Verant-
wortung übernommen hat und sich 
gegen diese Respektlosigkeit zur Wehr 
gesetzt hat.

von 
Naemi Dimmeler
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GRÜNE UND FDP UNTERSTÜTZEN SICH GEGENSEITIG

FDP zwischen Machterhalt und Beliebigkeit – 
ein Bündnis mit Fragezeichen
Mit grossem Erstaunen habe ich im «Zürcher Oberländer» vom 14. Januar gelesen, dass sich die Grünen  
und die FDP bei den Wahlen 2026 in Hinwil gegenseitig unterstützen wollen. Grundsätzlich  
erachte ich ein Miteinander in der Politik als sinnvoll und auch als vorteilhaft. Dennoch stellt sich für mich  
die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine solche Zusammenarbeit glaubwürdig ist.

Wer sich gegenseitig unterstützt, soll-
te ein gemeinsames Ziel verfolgen. Um 
ein solches Ziel zu erreichen, braucht 
es jedoch auch eine gemeinsame Basis. 
Daraus ergibt sich für mich die berech-
tigte Frage: Wie entscheiden diese Per-
sonen dann bei wirtschaftlichen oder 
umweltpolitischen Themen? Persönlich 
bin ich der Meinung: Eine politische 
Zugehörigkeit bedeutet Haltung. Man 

kann nicht gleichzeitig auf zwei Hoch-
zeiten tanzen. Wer sich für eine Partei 
entscheidet, sollte auch zu deren Grund-
werten stehen.

Im Artikel ist von Kompetenzen und 
Leistungen die Rede, die im Vordergrund 
stehen sollen; für mich ein absolut nach-
vollziehbares Argument. Umso erstaun-
licher ist es, dass kein einziger SVP-
Kandidat erwähnt wird. Soll das heis-
sen, diese verfügten nicht über die nö-
tigen Kompetenzen? Diese Folgerung 
wirkt überheblich und wenig fair.

Oder geht es doch eher um Machter-
halt, strebt doch die FDP drei der sechs 
zu wählenden Gemeinderatssitze an – 
und dies bei einem aktuellen Wähler-
anteil von lediglich 10 bis 15 Prozent. 

Gespannt warte ich ab, mit welcher Al-
lianz die FDP in einem Jahr ihren ange-
strebten zweiten Sitz im Regierungsrat 
des Kantons Zürich erobern will und 

welche Zusammenarbeit die FDP Hin-
wil dannzumal empfehlen wird.

Meine Schlussfolgerung ist daher 
eindeutig: Wer eine klare, konsequen-
te und bürgerliche Politik will, wählt 
(auch) die SVP-Kandidatinnen und Kan-
didaten.

Am 6. Februar 2026, 18.30 Uhr, im Singsaal des Schul hauses Wolfrichti in Grüt (Gossau ZH), Eintritt frei

Markus Weidmann und Daniel Wäfler persönlich erleben:

Wenn plötzlich alles anders ist – 
Verantwortung in Krisen tragen

Folgende Punkte werden bei  
der Veranstaltung fokussiert

• Wie gehen Menschen mit Ausnahm e situationen  
und Schicksalsschlägen um ?

• Welche Rolle spielen Prävention und  
Vorbereitung in Krisensituationen ?

• Wo endet die staatliche Verantwortung –  
und wo beginnt die Eigenverantwortung ?

• Wie können Gemeinden lernen, Krisen  
frühzeitig wahrzunehmen, auch dort,  
wo sie noch unsichtbar sind ?

Programm

18.30 bis 19.30 Uhr
Apéro im Foyer 

19.30 bis 19.40 Uhr
Begrüssung und kurzes Vorstellen der anwesenden  
Kandidierenden durch Gemeinderatskandidat 
Markus Weidmann, anschliessend Grusswort  
von SVP alt Nationalrat Max Binder

19.45 bis 20.15 Uhr
Referat zum Strafvollzug von Philipp Steiner, 
Leiter Vollzugszentrum Bachtel

20.25 bis 21.15 Uhr
Diskussionsrunde mit     ...

• Kantonsrat, Präsident der Kommission für  
Justiz & öffentliche Sicherheit und Gemeinde­
präsidiumskandidat Daniel Wäfler;

• SVP Gemeinde­ und Kantonsrätin Elisabeth Pflugshaupt;

• SVP Gemeinderat und Rettungssanitäter HF  
Andreas Odermatt aus Wald;

• Zentrumsleiter Vollzugszentrum Bachtel  
Philipp Steiner;

Gesprächsleitung: Pfarrer Christian Meier 

21.30 Uhr
Abschluss der Veranstaltung 

Krisen gehören zum Leben. Doch sie kündigen sich 
selten laut an. Die meisten entstehen schleichend und 
fernab spektakulärer Ereignisse. Manche treffen ein 
Dorf plötzlich und sichtbar: ein Unglück, ein Brand, 
ein Todesfall. Andere verlaufen leise und verborgen. 

ANDI

ODERMATT
PHILIPP

MARKUS DANIEL

STEINER

WEIDMANN WÄFLER

ELISABETH 

PFLUGSHAUPT

Gemeinderats- 

kandidat
Gemeindepräsidiums- 

kandidat

MEDIENMITTEILUNG DER SVP DES KANTONS ZÜRICH

Recht auf Heimat: SVP reicht 
Initiative mit 7865 Unterschriften ein
Die SVP des Kantons Zürich hat am 
Dienstag die kantonale Volksinitiative 
«Recht auf Heimat – Wohnige für eusi 
Lüüt» mit 7865 Unterschriften einge-
reicht. Damit setzt die Partei ein star-
kes Zeichen gegen grenzenlose Zuwan-
derung, Dichtestress und sozialen Ver-
drängungsdruck und für mehr Heimat 
und Fairness!

Die Initiative verlangt, dass der ein-
heimischen Bevölkerung bei der Woh-
nungsvergabe Vorrang eingeräumt wird, 
sobald die Schweiz die 10-Millionen-
Grenze überschreitet. Ziel ist es, Schwei-
zerinnen und Schweizer sowie langjäh-
rig im Kanton wohnhafte Personen vor 
Verdrängung zu schützen und die Le-
bensqualität im Kanton zu erhalten.

Domenik Ledergerber, Kantonsrat 
und Parteipräsident, betont: «Wohnungs-
not ist die direkte Folge der masslosen 
Zuwanderung. Wir schauen nicht län-
ger tatenlos zu, wie jedes Jahr eine 
ganze Kleinstadt aus dem Ausland zu-
zieht, während die einheimische Bevöl-

kerung aus der eigenen Heimat ver-
drängt wird. Die Zürcher wollen keine 
10-Millionen-Schweiz auf Kosten ihrer 
Lebensqualität. Wir fordern Vorrang für 
‹eusi Lüüt›!»

Kantonsrat und Fraktionspräsident 
Tobias Weidmann ist überzeugt: «Die 
Bevölkerung will wieder Politik für die 
eigenen Leute. Wohnen ist kein Luxus, 
sondern die Grundlage von Heimat. Wer 
hier lebt und verwurzelt ist, darf nicht 
verdrängt werden. Diese Initiative setzt 
klare Prioritäten zugunsten der Zürche-
rinnen und Zürcher.»

Auch Nationalrat Martin Hübscher 
unterstreicht: «Unsere Kinder sollen in 
einer lebenswerten Heimat aufwachsen 
dürfen – mit Natur vor der Haustür und 
regionalen Lebensmitteln, statt immer 
mehr Beton und Dichtestress.»

Mit der Initiative «Recht auf Heimat – 
Wohnige für eusi Lüüt» liegt nun ein 
klarer politischer Auftrag vor, die Hei-
mat für kommende Generationen im 
Kanton Zürich zu schützen.

SVP OSSINGEN

Das EU-Vertragspaket auf dem kritischen Prüfstand
An einem Politabend in Ossingen wurde das EU-Vertragspaket einer sehr kritischen Beurteilung  
unterzogen. Dabei wurden die zahlreichen Schwachstellen aufgezeigt und vor allem vor den Folgen  
bei der Übernahme von EU-Recht gewarnt.

RoMü. Ein durchaus hoch besetztes Trio 
mit den beiden SVP-Nationalräten Gre-
gor Rutz und Barbara Steinemann sowie 
SVP-Kantonsrat Urs Wegmann nahm 
die anstehenden EU-Verträge unter die 
Lupe. Im vollbesetzten Vinoir auf dem 
Weingut Wiesendanger zeigten sie die 
möglichen Auswirkungen der EU-Ver-
träge auf die Schweizer Demokratie auf.

Barbara Steinemann warf zuerst einen 
Blick auf die Chronologie, welche für 
die Schweiz mit der heutigen EU 1972 
mit dem ausgehandelten Freihandels-
abkommen mit der EWG begann. Mit 
dem 1992 von den EU-Staaten erlasse-
nen Vertragswerk wurde innerhalb der 
EU der Binnenmarkt mit einem freien 
Verkehr von Waren, Dienstleistungen 
und Kapital geschaffen. Mit den bilate-
ralen Abkommen wurde ab 2002 die 
Zusammenarbeit mit der Schweiz neu 
geregelt. Wenige Jahre später kam es 
zu einem Strategiewechsel in der EU, 
indem man die Schweiz an das EU-Recht 
binden will. Dies ist jetzt im neuen Ver-
tragswerk auf rund 2000 Seiten festge-
halten. Daran sind weitere 20 000 Sei-
ten Anhänge angeheftet, welche die 
vielen Details regeln.

Steinemann kam auf die Verpflich-
tungen zu sprechen, welche mit der in-
stitutionellen Übernahme eintreten wer-
den. «In zentralen Bereichen wird das 
Schweizer Recht durch EU-Recht er-

setzt», führte Steinemann aus. Hinter 
dem Begriff «dynamisch» sieht sie fak-
tisch eine automatische und auch ein-
seitige Übernahme des EU-Rechts. Dies 
kann über zwei Wege erfolgen. Einer-
seits steht der Weg für die Anpassung 
über die Äquivalenz-Methode im Vor-

dergrund. Dabei gilt es, EU-Recht direkt 
oder gleichzeitig umzusetzen. Dabei 
wären die Abläufe über eine Vernehm-
lassung, eine parlamentarische Debat-
te und ein eventuelles Referendum mit 
einer pragmatischen Umsetzung mög-
lich. Bei der integralen Rechtsübernah-
me gilt das EU-Recht bei 80 Prozent aller 
Erlasse direkt. Änderungen werden von 
der Schweiz automatisch übernommen 
und nur ein gemischter Ausschuss könn-
te intervenieren. «Es gibt dabei keine 
Vernehmlassung und Schweizer Geset-
ze. Zudem ist kein Referendum mög-
lich», hielt Steinemann mahnend fest.

Schweiz verliert Rechte 
und Mitsprache
Gregor Rutz zeigte auf, dass neu die Be-
reiche Strom, Lebensmittelsicherheit und 

Gesundheit Teil des Abkommens sein 
werden. Damit werden die Schweizer 
Abläufe und Zuständigkeiten für die 
Gesetzgebung mit der dynamischen 
Rechtsübernahme völlig auf den Kopf 
gestellt. Dabei hat die Schweiz kaum 
noch Mitwirkungsmöglichkeiten, da 
auch das klassische Vernehmlassungs-
verfahren ausgeschaltet wird. Rutz sprach 
auch von einer faktischen Pflicht der 
Schweiz, die EuGH-Auslegungen zu über-
nehmen. «Dabei geht unter anderem 
auch die Autonomie von Bund und Kan-
tonen im Steuerbereich sowie weitere 
Zuständigkeiten von Gemeinden und 
Kantonen verloren. Es geht um die Wurst, 
ob wir noch etwas zu sagen haben», 
warnte Rutz.

Landwirtschaft ist mehr betroffen, 
als viele glauben
Kantonsrat und Landwirt Urs Wegmann 
verwies auf die Aussage des Bundesra-
tes, dass das bestehende Agrarabkom-
men unangetastet und somit das beste-
hende Zollregime und die Direktzah-
lungen erhalten bleiben. Doch dies ist 
gemäss Wegmann nur die halbe Wahr-
heit. «Vier Anhänge des Agrarabkom-
mens mit den Bereichen Pflanzenge-
sundheit, Futtermittel, Saatgut sowie 
Tiere und tierische Produkte wechseln 
ins Lebensmittelsicherheitsabkommen. 
Dieses untersteht der dynamischen 
Rechtsübernahme», führte Wegmann 
aus. Damit verliert die Schweiz die Mit-
tel für eine demokratische Mitwirkung. 
Gemäss Wegmann will die EU dabei die 
Kontrolle und Regulierung vom Acker 
bis auf den Teller.

Bezüglich des Stromabkommens warn-
te Wegmann vor einem unverhältnis-
mässigen administrativen und finanzi-
ellen Aufwand. Da die EU-Interessen 
vorgehen, erhalten diese einen Zugriff 
auf die Wasserkraftreserven der Schweiz. 
«Die Gebirgskantone fürchten, dass der 
Wasserzins und die Konzessionsverga-
be neu in die Kompetenz von Brüssel 
fallen», sagte Wegmann. Schlussendlich 
kam er auch auf das Landverkehrsab-
kommen zu sprechen. Dabei müssen 
der Schweizer Bahnmarkt und die Tras-
sen schrittweise für Transportunterneh-
men aus der EU geöffnet werden. Gera-
de die aktuellen Erfahrungen im euro-
päischen Umfeld des öffentlichen Ver-
kehrs zeigen aber, dass es mit dem nicht 
zum Besten bestellt ist. «Internationa-
le Anbieter werden sich die lukrativen 
Strecken unter den Nagel reissen und 
damit ist der verlässliche Schweizer Takt-
fahrplan gefährdet», zeigte sich Weg-
mann überzeugt.

René Schweizer
Gemeindepräsident und 
Präsident SVP Bezirk Hinwil
Fischenthal

Die Zeit ist reif für mehr Heimat – für eusi Lüüt!� Bild: SVP Kanton Zürich

Kantonsrat Urs Wegmann, Nationalrätin Barbara Steinemann 
und Nationalrat Gregor Rutz (v.l.n.r.) zeigten die vielen Fragezeichen  
bei den neuen EU-Verträgen auf.� Bild: zVg

«Es braucht in den Gemeinden 
SVP-Vertretungen, die 
hinschauen und handeln.»

«Die Folgen des EU-
Unterwerfungsvertrags 
wären verheerend.»
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ZUKUNFT UNSERER KINDER SICHERN

Gedanken für die Wahlen
Die Zukunft unserer Kinder ist extrem wichtig, dies fängt bei der Bildung an!  
Es braucht eine bürgerliche Mehrheit in allen Gremien. Einige Gedanken dazu.

Der Pädagoge Carl Bossard betont, dass 
Lernen nicht selbstgesteuert, sondern 
auf Beziehung angewiesen sei. Die Kin-
der brauchen ein Gegenüber, nämlich 
eine erwachsene Person. Die Aufgabe 
der Volksschule ist es, Kindern tragfä-
hige Grundkenntnisse, Fertigkeiten und 
Haltungen zu vermitteln, um sie zu ver-
antwortungsvollen, autonomen Persön-
lichkeiten heranzuziehen. Pädagoginnen 
und Pädagogen könnten dabei nicht 
immer durch mehr «Coaches» oder tech-
nisierte Lernmodelle ersetzt werden. Es 
braucht Bücher und Gespräche und dies 
ohne linke Ideologien!

Die Fachpersonen warnen zudem ein-
dringlich vor den negativen Auswirkun-
gen der immer mehr fortschreitenden 
Digitalisierung auf Bindung, Sprachent-
wicklung und Persönlichkeitsbildung. 
Fachleute empfehlen, Bildschirme im 
frühen Kindesalter möglichst ganz zu 
vermeiden (vgl. Appell der «NZZ»-Journa-
listin Inna Hartwich gegen den frühen 
Medienkonsum von Kindern). Digitale 

Geräte sollten in der Schule erst ab einem 
gewissen Alter gezielt als Hilfsmittel ein-
gesetzt werden. Wissensvermittlung und 
Diskussion durch Lehrpersonen – wie 
auch mit Bezugspersonen – sind durch 
keine Software ersetzbar. Die Schule soll 
Kinder nicht primär an digitale Systeme 
anpassen, sondern ein tragfähiges Funda-
ment für die Zukunft aufbauen – dies ist 
der Kernauftrag der Volksschule.

Nicht nur in der Bildung, sondern 
überall ist es grundlegend, dass in den 

nächsten Gemeindewahlen Personen ge-
wählt werden, welche sich für unsere 
Werte einsetzen und uns vor negativen, 
schädlichen Einflüssen bewahren. Ich 
hoffe, dass nun die Wählerinnen und 
Wähler erkannt haben, dass es nicht 
mehr 5 vor 12 ist, sondern 5 nach 12! 
Politik bestimmt unsere Zukunft, daher 
ist es wichtig, dass wir Politiker wäh-
len, welche unsere Zukunft auf eine gute 
Bahn lenken! Gehen Sie an die Urne 
und bestimmen Sie mit!

FÜR EINE SICHERE ZUKUNFT IN FREIHEIT

Zurück zur Neutralität
Die USA wollen aus sich strategischen Gründen Grönland einverleiben – 
Grönland sogar notfalls militärisch erobern. Amerika ist der einzige 
NATO-Staat, der noch eine einsatzfähige Armee hat. Grönland gehört zu 
Dänemark, ebenfalls ein NATO-Staat.

Die Franzosen, die Engländer und die 
Deutschen – alle ebenfalls NATO-Mit-
glieder – haben Soldaten nach Grön-
land geschickt. Es stehen also NATO-
Staaten gegen einen NATO-Staat.

Was heisst das für die Schweiz? 
Für die Schweiz, die seit 200 Jahren 
dank der dauernd bewaffneten und 
vollständigen Neutralität den Krieg 
im eigenen Land verhindern konnte, 
darf nicht NATO-Mitglied sein, auch 
wenn zurzeit die Classe politique – 
vor allem eine kurzsichtige Militär-
führung – in dieses Militärbündnis 
strebt. Spätestens jetzt müsste all die-
sen NATO-Begeisterten ein Licht auf-
gehen.

Die Schweiz hat leider die schwei-
zerische Neutralität gegenüber Russ-
land im Ukrainekrieg preisgegeben – 
mit der Begründung, dies sei ein völ-
kerrechtswidriger Angriff. Jetzt unter-
nahmen die USA in Venezuela ebenfalls 
einen völkerrechtswidrigen Angriff. 
Falls es zu Sanktionen kommt, müsste 
die Schweiz folgerichtig auch noch 
gegen Amerika in den Wirtschaftskrieg.

Für Russland ist die Schweiz nicht 
mehr neutral, sondern eine Kriegspar-
tei. Soll das nun auch gegenüber den 
USA gelten? Es wackelt und lottert 
überall, weil wir den festen Boden 
unserer bewährten schweizerischen 
Neutralität verlassen haben.

Es gilt jetzt, wieder für die absolu-
te Neutralität zu sorgen. Damit die 
Schweiz nicht in Kriege und Ausein-
andersetzungen hineingezogen wird. 
Und das Dümmste ist, die Grossen zu 
reizen. Nur die Rückkehr zur umfas-
senden Neutralität führt die Schweiz 
aus diesem Schlamassel.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

Unsere Rolle als unabhängige Vermittlerin steht auf dem Spiel. 
Deshalb braucht es die Neutralitätsinitiative.� Bild: neutralitaet-ja.ch

Einladung  

zum Wahl-Mobilisierungsanlass

SVP Kanton Zürich, 20. Februar 2026

Spenden: CH84 0070 0114 8037 2612 2

svp-zuerich.ch

Programm:
 18:30 Uhr: Eintreffen/Spiis + Trank
 19:30 Uhr: Start Mobi-Anlass
ca. 19:40 Uhr: Rede von Kantonsrat 

Ueli Bamert
ca. 19:45 Uhr: Rede von Nationalrat  

Thomas Aeschi,  
Fraktionspräsident

ca. 20:00 Uhr: Rede von Nationalrat  
Thomas Matter

ca. 20:10 Uhr: Rede von Kantonsrat  
Domenik Ledergerber

Wo:  
Europaplatz (bei Europa-Allee),  
direkt beim Hauptbahnhof Zürich

Wann: 
Freitag, 20. Februar 2026

 Festzelt vorhanden (bei Schlechtwetter)

Mit gratis Spiis und Trank!

Es sprechen zu Ihnen: 

Thomas Aeschi 
Nein zum  
EU-Unterwerfungsvertrag

Ueli Bamert
Kandidat  
Stadtpräsidium/Stadtrat

Domenik Ledergerber
Wichtigkeit des Wahl- 
erfolges der SVP Kanton ZH

Thomas Matter  
«Keine 10-Millionen-Schweiz»

Jetzt 
SVP wählen

Maria Rita Marty
aKR und Vizepräsidentin 
SVP Volketswil
Volketswil

Die Schule soll Kinder nicht primär an digitale Systeme anpassen, 
sondern ein tragfähiges Fundament für die Zukunft aufbauen.� Bild: Pexels

SVP BEZIRK MEILEN

Feldpost von der SVP
Anfang Januar starteten über 12 000 Rekruten ihre Rekrutenschule. 
Ausgebildet werden sie von rund 2500 Offizieren und Unteroffizieren. 
Ihr Einsatz ermöglicht uns ein Leben in Freiheit und Unabhängigkeit – 
Zeit, danke zu sagen.

Ich mag mich noch gut daran erinnern, 
als ich vor rund zehn Jahren ins Rekru-
tierungszentrum Rüti einrückte und als 
Stinger Lenkwaffensoldat ausgehoben 
wurde. Viele meiner Kollegen fanden 
einen Vorwand, um sich vor dem Dienst 
zu drücken, oder engagierten sich lieber 
im Zivildienst, um die Strapazen einer 
militärischen Ausbildung zu umgehen. 
Heute erlebe ich eine andere Perspekti-
ve. Als langjähriger Unihockeytrainer 
im Dorf habe ich auch heute noch viel 
Kontakt zu Jugendlichen, welche im 
Januar ihren Dienst antreten mussten. 
Viele erzählen voller Stolz, wo sie ihre 
Rekrutenschule absolvieren und dass 
sie motiviert seien, Dienst für unser 
Land zu leisten.

Motivation für Milizarmee stärken
Dieser Umstand brachte die SVP-Bezirks-
partei Meilen auf die Idee, den ange-
henden Soldaten, aber auch den jun-
gen Offizieren und Unteroffizieren ein 
kleines Dankeschön «aufs Feld» zu sen-
den. Militärangehörige, welche im Ja-
nuar in die Rekrutenschule einrückten 

und im Bezirk Meilen wohnhaft sind, 
dürfen sich via soziale Medien bei uns 
melden und erhalten dann ein Fresspä-
ckli  – direkt von der jeweiligen Orts-
sektion. Bis heute sind gut ein Dutzend 
Adressen eingegangen. Die Rückmeldun-
gen nach dem Erhalt der Päckli sind 
grossartig. So schreibt beispielweise ein 
angehender Grenadier: «Das ist genau 
das, was ich in dieser anstrengenden 
Woche gebraucht habe. Danke!» Ande-
re senden Fotos von sich und ihren 
Dienstkollegen. Noch mehr freut es mich, 
dass mittlerweile auch andere Bezirks-
parteien mithelfen und Päckli versen-
den, wenn ein Rekrut bei ihnen in der 
Region wohnhaft ist.

Die Schweizer Armee ist eine Miliz-
armee. Dies bedeutet einerseits, dass 
die Soldaten, Offiziere und Unteroffi-
ziere neben ihrem Dienst einem ande-
ren Beruf oder einer anderen Ausbil-
dung nachgehen. Es bedeutet aber auch, 
dass die Armee tief in der Bevölkerung 
verankert sein sollte. Sollten wir mit 
unserer Aktion etwas zur Motivation 
und zum Durchhaltewillen unserer Re-
kruten beigetragen haben, dann ist das 
eine klassische Win-win-Situation.

Die Aktion läuft weiterhin. Kennen 
Sie Armeeangehörige, welche aktuell 
im Dienst und im Bezirk Meilen wohn-
haft sind? Melden Sie sich bei mir 
(wachter.marc@bluewin.ch) oder sen-
den Sie direkt selber ein Fresspäckli.

Marc Wachter
Präsident SVP Bezirk Meilen
Zumikon
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AUS DEM USTERMER GEMEINDERAT

Die SVP – Auch in Uster die einzige zuverlässige bürgerliche Partei
Die erste Ratssitzung im Gemeindewahljahr 2026 zeigte einmal mehr, was längst bekannt ist: Wenn es darauf ankommt 
und bürgerliche Interessen zu vertreten sind, steht die SVP als zuverlässiges Bollwerk oft allein da.

Das erste Traktandum der ersten Ge-
meinderatssitzung 2026 handelte von 
den Löhnen der Musikschule. Diese lie-
gen rund 10 Prozent unter jenen der 
Primarschule. Die SVP Uster wehrte sich 
bereits in früheren Ratssitzungen gegen 
die Eingliederung der Musikschule als 
Verein in die Primarschule, weil die 
Kostensteigerung klar abzusehen war. 
So war es klar, dass die Steigerung der 
Kosten nur eine Frage der Zeit war.

Die Primarschulpflege hat dann auch 
eine Anpassung der Löhne in Aussicht 
gestellt, allerdings erst auf das Schul-
jahr 2027/2028 – und dem entgegen 
stand das Postulat, eingereicht von zwei 
Gemeinderäten der EVP Uster. Das Pos-
tulat fordert, die Löhne bereits auf das 
Schuljahr 2026/2027 anzugleichen. Mög-

lich sei dies aufgrund der vorhandenen 
Reserven der Musikschule. «Für die glei-
che Arbeit soll man denselben Lohn er-
halten», tönte es von der SP-Fraktion. 
Für die SVP ist klar, dass ein Musikleh-
rer nicht dieselbe Arbeit wie ein Pri-
marschullehrer verrichtet und damit 
die Lohnerhöhung keineswegs gerecht-
fertigt ist. Obwohl bei diesem Traktan-
dum die FDP/Die Mitte-Fraktion noch 
mit uns die Ablehnung beantragte, 
wurde das Postulat mit 19 zu 15 Stim-
men angenommen. Nach der Erledigung 
dieses Geschäfts verliessen ca. 20 Per-
sonen der Musikschule den Ratssaal 
und verursachten einen Tumult, der 
die Fortführung der Ratssitzung nicht 
mehr möglich machte. Bereits in der 
Budgetdebatte im Dezember 2025 wur-
den die Löhne der Primarlehrer disku-
tiert und ebenfalls gegen den bürgerli-
chen Willen erhöht. Auch damals sorg-
ten die Lehrer mit Applaus für Tumult 
im Ratssaal. Das Verhalten der Lehrkräf-
te ist in höchstem Masse despektierlich 
gegenüber den Steuerzahlern und dem 
Mittelstand, welcher einen Grossteil der 

Steuersumme und damit der Lehrersa-
läre aufbringt! Es ist deutlich zu spü-
ren, wie abgehoben und elitär dieser 
Berufskreis ist und wie gering sein 
Bezug zu Steuergeld und dessen Erwirt-
schaftung ist.

Stadtpolizei Uster – Kostenwahrheit
Ein weiteres Traktandum war die Wei-
sung, welche den Anschlussvertrag für 
kommunalpolizeiliche Aufgaben in der 
Gemeinde Seegräben behandelt. Die 
polizeiliche Grundversorgung von See-
gräben wird bisher von der Kantonspo-
lizei übernommen, soll zukünftig aber 
durch zusätzliche 60 Stellenprozente 
von der Stadtpolizei Uster abgedeckt 
werden. An den Vorteilen der Zusam-
menarbeit zweifelt kaum jemand: Mit 
den 60 Prozenten stehen zusätzliche 
Kapazitäten für Grossanlässe wie den 
Uster Märt bereit, aber auch im Hin-
blick auf die Verkehrsregelung rund 
um den Juckerhof bringt die Zusam-
menarbeit Vorteile. Nicht einverstan-
den waren wir mit der Berechnung, wie 
genau Arbeitsstunden und Kosten be-
rechnet und verteilt werden. Sicherheits-
vorsteherin Stadträtin Beatrice Cavie-
zel (GLP) betonte, die Kosten würden 
vollumfänglich von der Gemeinde See-
gräben getragen – unser Gemeinderat 
Andres Ott stellte in seinem Votum klar, 
dass die Kostenberechnung falsch sei, 
weil nicht alle anfallenden Kosten einer 
60%-Stelle, z.B. auch Administrativ- oder 
Ausrüstungskosten usw., welche die 
Stadtpolizei Uster aufwenden muss, darin 
berücksichtigt seien. Für uns war dies 
einmal mehr Bestätigung, dass betriebs-
wirtschaftliche Kenntnisse bei Politikern 
bis ins bürgerliche Lager und auch bei 
den Verwaltungen eine Mangelerschei-
nung sind oder es ihnen nicht sonder-
lich wichtig ist, weil der Steuergeldtopf 
ohnehin gut gefüllt ist! Die Weisung 
wurde schliesslich mit 25 zu 7 Stimmen 
angenommen.

Eine weitere teure Begegnungszone 
aufgrund einer Petition
Die Weisung zur Begegnungszone Hoh-
furen ist aus einer Petition der dort 
wohnhaften Bürger entstanden. Die Hoh-
furen ist eine Sackgasse in einem Wohn-
quartier mit zwei 90-Grad Kurven. Die 
Petitionäre verlangten eine Begegnungs-
zone, also Tempo 20, und damit ent-
sprechende bauliche Massnahmen. Für 
uns war klar, dass eine Strasse, welche 
ohnehin keinen Durchgangsverkehr er-
möglicht und somit nur von den An-
wohnern selbst befahren wird, keine 
knapp 30 000 Franken wert ist, um in 
eine Begegnungszone umgebaut zu wer-
den. Natürlich wollen die FDP-, die 
Die-Mitte- und die GLP-Gemeinderäte 
wiedergewählt werden und so waren 
wir ein weiteres Mal die einzige ver-
nünftige bürgerliche Kraft mit verant-
wortungsvollem Blick auf die Steuer-
gelder. Die Weisung wurde mit 25 zu 
10 Stimmen angenommen.

Ratssitzungen wie die erste im Jahr 
2026 zeigen klar auf, dass es mehr SVP 
braucht. Die SVP vertritt klare und be-
kannte Werte und pflegt einen vernünf-
tigen Umgang mit den finanziellen 
Mitteln. Abgaben, Gebühren und Steu-
ern sind zu senken oder zu streichen, 
und dies bedeutet wiederum, die Staats-
ausgaben zu senken. Ins Blaue hinaus 
Löhne von Staatsangestellten zu erhö-
hen oder Temporeduktions-Bauprojek-
te durchzuwinken, wie es einem gera-
de gefällt, sind die falsche Richtung. 
Dies alles bringt dem Mittelstand und 
dem Gewerbe nichts, es schadet jedem 
Einzelnen im Portemonnaie und im 
Ganzen unserer Gesellschaft und damit 
unserer Volkswirtschaft. Wer eine spür-
bare, verantwortungsvolle und boden-
ständige Politik will, wählt am 12. April 
in Uster die SVP. Und wer nicht in 
Uster wohnt, aber genug von Linken 
und Scheinbürgerlichen hat, wählt 
ebenfalls die SVP. Weil die SVP sagt, 
was sie denkt, macht, was sie sagt, und 
weil man sich auf die SVP verlassen 
kann!

MEDIENMITTEILUNG DER SVP DER STADT ZÜRICH

Neues «Programm Wohnen» der Stadt Zürich greift zu kurz – SVP fordert 
mehr Wohnungen «für eusi Lüüt» statt linker Verhinderungspolitik
Der Stadtrat hat sein weiterentwickeltes «Programm Wohnen» vorgestellt. Die SVP der Stadt Zürich anerkennt 
den Handlungsbedarf in der Wohnpolitik, hält jedoch fest: Das neue Programm bleibt in zentralen Punkten  
ungenügend und verpasst die Chance, die Wohnungsknappheit in Zürich wirksam zu entschärfen. Langfristig  
führt kein Weg daran vorbei, das ungesunde Wachstum der Stadt zu begrenzen.

Zürich braucht mehr erschwinglichen 
Wohnraum, und zwar für alle Bevölke-
rungsschichten. Das vorliegende Pro-
gramm setzt jedoch einseitig auf Steu-
erung, Regulierung und Gemeinnützig-
keit, statt den dringend notwendigen 
Wohnraumausbau konsequent zu er-
möglichen.

Strategische Steuerung 
bleibt Illusion
Der Stadtrat formuliert als Ziel eine ver-
besserte strategische Steuerung des Woh-
nungsmarktes. Aus Sicht der SVP ist 
dieses Ziel nicht realistisch erreichbar. 
Die Stadt verfügt weder über genügend 
direkte Einflussmöglichkeiten noch 
über ausreichend Instrumente, um den 
hochkomplexen und dynamischen Woh-
nungsmarkt wirksam zu steuern. Statt 
unrealistische Erwartungen zu wecken, 
die nicht erfüllt werden können, braucht 
es vielmehr gangbare Massnahmen zur 
pragmatischen Ausweitung des Ange-
bots einer- und zur Begrenzung der Zu-
wanderung andererseits.

Kostenexplosion bei den Mieten 
hat klare Ursachen
Die anhaltende Kostenexplosion bei den 
Mieten ist nicht nur eine Frage des An-
gebots, sondern auch das Resultat poli-
tischer Fehlentscheide: Immer neue 
klima- und energiepolitische Vorschrif-
ten treiben die Bau- und Sanierungskos-

ten massiv in die Höhe; Bewilligungs-
verfahren dauern zu lange und Ein-
sprachemöglichkeiten gehen viel zu 
weit. All dies führt zu Mehrkosten, wel-
che letztlich den Mieterinnen und Mie-
tern überwälzt werden. Wer bezahl-
bares Wohnen will, muss ideologische 
Auflagen reduzieren und wieder mehr 
Kostenrealismus zulassen.

Ein weiterer blinder Fleck des Pro-
gramms ist die Aufstockung bestehen-
der Gebäude. Dabei handelt es sich um 
einen der wenigen realistischen Wege, 
zusätzlichen Wohnraum zu schaffen, 
ohne neue Flächen zu verbrauchen. Dass 
der Stadtrat hierzu keine klaren Aus-
sagen macht, ist unverständlich. Auch 
die Zusammenarbeit mit privaten In-
vestoren und Eigentümern wird gemäss 
der stadträtlichen Strategie nicht subs-
tanziell verbessert  – obwohl dies be-
reits im wohnpolitischen Grundsatz-
artikel von 2011 ausdrücklich gefor-
dert wurde. Ohne private Bauträger 
wird die Wohnungsnot nicht zu lösen 
sein.

Pragmatismus statt Ideologie
Die Stadt Zürich verfügt über beträcht-
liche Landreserven in und am Rande 
der Stadt, die für den Wohnungsbau ge-
nutzt werden könnten. Statt diese Flä-
chen zu entwickeln, bleibt der Stadtrat 
vage. Die SVP fordert, dass städtisches 
Land nicht zurückgehalten oder ideo-

logisch bewirtschaftet, sondern für zu-
sätzlichen Wohnraum genutzt wird. 
Völlig ungenügend thematisiert wird 
weiter der wachsende Bedarf an Alters-
wohnungen. Angesichts der demogra-
fischen Entwicklung ist dies nicht nach-
vollziehbar. Die SVP erinnert daran, dass 
ihre Initiative «20% Alterswohnungen 
in städtischen Liegenschaften» genau 
hier ansetzt und eine konkrete Ant-
wort auf ein drängendes Problem lie-
fert. Wer Alterswohnen ignoriert, ver-
schärft die Wohnungsnot von morgen.

Zuwanderung endlich begrenzen
Hauptverantwortlich für die Wohnungs-
knappheit in der Stadt Zürich ist und 
bleibt aber die massive Zuwanderung. 
Die Stadt Zürich muss wieder zu einem 
gesunden, massvollen Wachstum zu-
rückfinden. Das Problem muss an der 
Wurzel gepackt und die Zuwanderung 
endlich wirksam begrenzt werden. Die 
SVP der Stadt Zürich unterstützt daher 
ausdrücklich die Nachhaltigkeitsinitia-
tive, über die noch im Verlauf des Jah-
res abgestimmt wird. Ausserdem for-
dern wir auch für die Stadt Zürich einen 
Inländervorrang bei der Vergabe von 
Wohnraum, so wie es die am Dienstag 
eingereichte kantonale SVP-Heimatin-
itiative fordert.

Neulich legte sich Globi mit 

den Bauern an, indem er in sei-

nem neuen Buch die Falschmel-

dung äusserte, dass das Fut-

ter für Schweizer Kühe den Re-

genwald zerstöre. Ja, der blaue 

Vogel ist gemeint, der früher 

lustig und frech war. Die Bilder-

geschichten waren von witzi-

gen Versen begleitet. Seit einigen 

Jahren ist Globi aber dem Zeit-

geist erlegen und doziert über 

Energie, Klima und vegetarische 

Küche. Ein neuerer Band beschäf-

tigt sich auch mit der Demokra-

tie. Macht Globi darin Unfug im 

Bundeshaus? Weit gefehlt, er 

lauscht voller Respekt einer De-

batte, die er früher mit Zwischen-

rufen aufgelockert hätte, erklärt 

unter Verwendung von Gender-

pünktchen die Politik und befragt 

Bundesrat Ignazio Cassis mit höf-

licher Aufmerksamkeit. Dabei 

erfährt der Leser, dass Cassis ei-

gentlich Tramchauffeur werden 

wollte. Das wäre vermutlich besser 

gewesen. Doch Globi sagt nichts 

dazu, denn er ist ein angepass-

ter Langweiler geworden. Es ist 

darum dringend an der Zeit, das 

Buch zur Demokratie in die ange-

messene Form zu bringen:

Im Bundesrat ist Cassis der 

falsche Mann, 

darum zerrt Globi ihn schnell 

zum Tram.

Asylanten kommen mit 

Jans und fragen: 

Gibt’s denn hier keinen 

Speisewagen?

Keller-Sutter und Pfister 

suchen ihr Billett, 

Baume-Schneider weiss nicht, 

worum es geht.

Globi ist es nicht mehr 

geheuer, sitzt doch tatsächlich 

Cassis am Steuer.

Cassis, ruft Globi, hat einen 

Sprung in der Schüssel, 

der steuert das Tram direkt 

nach Brüssel!

Doch das ist gar nicht schlimm, 

weil nur fünf Bundesräte 

sitzen drin.

Bundesrat Globi

Benjamin Streit
Gemeinderat SVP 
Uster

Es gilt ernst: Am 12. April in Uster die SVP wählen – für eine vernünftige, 
bodenständige und bürgerliche Politik.� Bild: Adobe Stock

Hauptverantwortlich für die Wohnungsknappheit in der Stadt Zürich  
ist und bleibt aber die massive Zuwanderung.� Bild: Pixabay

von
Tobias Infortuna 

Fadegrad
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Samstag, 31. Januar 2026  
um 14.00 Uhr Ziegelhöhe Schwamendingen 
Die Besucher sind herzlich eingeladen zu einer feinen Suppe, Wurst und Brot. 
Mir freuet eus uf dich! Dini SVP Züri Kreis12 

«Steige auf den 
Holzbock und 

sage deine 
Meinung!» 

Einladung zur 

41. Schwamedinger Lichtmess 

mit Kantonsrat und Stapi-Kandidat Ueli Bamert 

LESERBRIEF

Mercosur-Vertrag versus Rahmenabkommen
Am 16. September 2025 wurde das Frei-
handelsabkommen zwischen den vier 
EFTA-Staaten (Schweiz, Island, Liechten-
stein, Norwegen) und den Mercosur-
Staaten (Argentinien, Brasilien, Paragu-
ay und Uruguay) unterzeichnet. Das ist 
ein sehr bedeutender und wirtschaftli-
cher Erfolg für die Schweiz.

Die Europäische Union hat am 17. Ja-
nuar 2026 nach 25 Jahren Verhandlun-
gen ebenfalls das Mercosur-Abkommen 
unterschrieben. Nun ist aus den Medi-
en zu entnehmen, dass die Unterzeich-
nung erst rechtskräftig wird, wenn 
der Europäische Gerichtshof den Ver-
trag auf die europäischen gesetzlichen 
Vorschriften überprüft hat. Anschlies-
send muss das EU-Parlament darüber 
debattieren und das ganze Paket gut-
heissen.

Wie kann es sein, dass die EU 25 Jahre 
Verhandlungen führt und der EuGH und 

das Parlament nicht vorgängig mitein-
bezogen wurden?

Beim Rahmenabkommen zwischen 
der Schweiz und der EU ist dasselbe pas-
siert. Volk und Stände wurden bei den 
Verhandlungen aussen vor gelassen. Nun 
wird vom Bundesrat alles unternommen, 
dass die Abstimmung, wenn diese dann 
durchgeführt wird, ohne Ständemehr 
erfolgt. Bei so einer ausserordentlich 
wichtigen Entscheidung ist das Stände-
mehr zwingend erforderlich. Nehmen 
wir an, das Rahmenabkommen würde 
angenommen: Die momentane Situati-
on der EU zeigt auf, wie fatal dies wäre.

Die Europäische Union ist auf gutem 
Weg, Europa in ein absolutes Chaos zu 
stürzen. Wer will da noch mitmachen? 
Ich als geborene Schweizerin verzichte 
darauf.

Heidi Jucker, Adliswil

SVP BEZIRK ANDELFINGEN

Herr über 100 000 Betriebe und zwei Millionen Arbeitnehmer
Am diesjährigen Behördentreffen der SVP Bezirk Andelfingen in Benken sprach Severin Moser in seiner Funktion 
als Präsident des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes über die aktuellen arbeitgeberpolitischen Herausforderungen.

RoMü. «Ich habe einmal ein Heimspiel», 
führte Severin Moser einleitend zu sei-
nem Referat in Benken aus. Er folgte 
dabei einer Einladung der SVP Bezirk  
Andelfingen, die zu ihrem traditionel-
len Behördentreffen eingeladen hatte. 
Seit zwei Jahren steht der in Andelfin-
gen aufgewachsene und wohnhafte 
Vorsitzende des Schweizerischen Ar-
beitgeberverbandes an dessen Spitze. 
Dieser ist mit dem Gewerbeverband 
und economiesuisse einer der nationa-
len Spitzenverbände. In ihm sind rund 
100 000 Unternehmen mit zwei Millio-
nen Arbeitnehmern organisiert.

Einleitend äusserte sich Moser zum 
Wirtschaftsstandort Schweiz, welcher 
aktuell in einem grossen Spannungs-
feld steht. Da sind einmal die US-Zölle, 
welche aber zusammen mit jenen der 
EU, Chinas, Indiens oder Singapurs zu 
einer massiven Schwächung der Export-
wirtschaft führen. Zugleich zeichnet 
sich eine weitere Gefahr von protektio-
nistischen Schritten ab. Bezüglich des 
Verhältnisses zur EU sieht Moser eine 
fehlende Klarheit über die künftigen Be-
ziehungen und einen Bedarf nach stabi-
len Rahmenbedingungen. Doch auch 
die geopolitischen Spannungen zwischen 
den Grossmächten sorgen für politische 
Risiken bezüglich der Lieferketten und 
Märkte.

Doch er macht auch innenpolitischen 
Druck aus. Der Sozialstaat wird munter 
ausgebaut, was die Lohnnebenkosten 
und Steuern steigen lässt. Damit wer-
den der Wohlstand und die Wettbewerbs-
fähigkeit geschwächt. Gleichzeitig ma-
chen ihm die Bürokratie und das über-

durchschnittliche Staatswachstum Sor-
gen, weil es innovationshemmend und 
teuer ist. Schlussendlich sind es auch 
die Finanzen, wachsen doch die Bun-
desausgaben schneller als die Einnah-
men.

Arbeitskräftemangel
Moser sprach auch von einer struktu-
rellen Herausforderung mit Blick auf 
den Arbeitskräftemangel. Dieser hat 
sich in letzter Zeit etwas abgeschwächt, 
bleibt aber weiterhin bestehen. In den 
nächsten zehn Jahren dürfte nach sei-
ner Sicht das Arbeitskräfteangebot um 
rund 285 000 Arbeitskräfte steigen. Dies 
führt zu einer Arbeitskräftelücke von 
680 000 Personen. Hier sieht er aber 
grundsätzlich auch eine bessere Nut-
zung des inländischen Arbeitskräftepo-
tenzials, um einen Teil dieser Lücke zu 
füllen. Für ihn stehen hier die Frauen, 
aber auch Personen über 65 Jahre im 
Zentrum. Entsprechend sprach er von 
einem ungenutzten Potenzial. Weiter 
kann mit einer Steigerung der Produk-
tivität und einem Abbau der oftmals 
unnötigen Bürokratie einiges bewirkt 
werden.

Zuwanderung bleibt eine 
Knacknuss
Bei der Zuwanderung sind die gröss-
ten Differenzen zwischen der SVP 
und dem Verband auszumachen. «Ein 
eingeschränktes Zuwanderungsregime 
bei der Personenfreizügigkeit hemmt 
die optimale Ausschöpfung des Wachs-
tumspotenzials», rief Moser in Erin-
nerung. Entsprechend machte er deut-

lich, dass wir auf ausländische Arbeits-
kräfte angewiesen sind. Die Entwick-
lung der Personenfreizügigkeit zwischen 
2003 und 2023 zeigte Moser bei ver-
schiedenen Branchen auf. Im Bereich 
Information und Kommunikation stieg 
der Anteil von 14 auf 24 Prozent an. 
Den höchsten Anteil weist das Gastge-
werbe auf, wo der Anteil um rund sie-
ben auf 30 Prozent gestiegen ist.

Doch auch das Baugewerbe, das ver-
arbeitende Gewerbe oder das Gesund-
heitswesen weisen einen Anteil von 17 
bis 26 Prozent aus. «Ohne die Arbeits-
kräfte aus dem EU/EFTA-Raum wären 
viele Unternehmen in diesen Bran-
chen nicht ansatzweise in der Lage, ihre 
Dienstleistungen im gewohnten Um-
fang anzubieten», führte Moser weiter 
aus. Er machte auch mit Blick auf die 
wirtschaftliche Entwicklung deutlich, 
dass eine schrumpfende Volkswirt-
schaft nicht überleben kann. Eine ide-
ale Lösung sieht er in den Grenzgän-
gern.

Er warnte weiter auch vor einer ne-
gativen Standortattraktivität oder auch 
gewissen Planwirtschaft, wenn es um 
die Verteilung der Zuwanderungsres-
sourcen geht. Zugleich muss aber aus 
seiner Sicht auch die Wirtschaftsförde-
rung überdacht werden. Die geförder-
te Ansiedlung von neuen Unterneh-
men in Grenznähe macht für ihn kei-
nen Sinn, wenn dafür die Arbeitskräf-

te fehlen und man diese im Ausland 
rekrutieren muss.

Handlungsbedarf in 
der Sozialpolitik
Besorgt äusserte sich Moser zur weite-
ren Entwicklung in der Sozialpolitik. 
Statt nachhaltigen und strukturellen 
Reformen findet weiterhin ein Ausbau 
statt. Rückläufige Geburtenraten und 
eine älter werdende Bevölkerung sor-
gen dafür, dass die AHV nur bis 2030 
gesichert ist und dann in die roten 
Zahlen rutscht. Auch die Finanzierung 
der 13. AHV-Rente ist noch nicht gere-
gelt. «Der Bundesrat setzt dabei fast 
ausschliesslich auf neue Einnahmen, 

statt strukturelle Reformen anzugehen. 
Letztlich sorgen diese Anpassungen für 
eine Steigerung der Lohnnebenkosten», 
zeigte sich Moser überzeugt. Er sieht 
durchaus auch Perspektiven, indem 
man eine teilweise Anhebung des Ren-
tenalters nicht mehr kategorisch aus-
schliesst. Auch eine freiwillige längere 
Erwerbstätigkeit in Verbindung mit 
einem höheren Freibetrag nach dem Ren-
tenalter schafft Anreize, um länger im 
Erwerbsleben zu bleiben. Abschliessend 
warnte er vor weiteren Ausbauwünschen 
wie mehr Kita-Subventionen oder Fa-
milienzeit. «Die Anliegen sind alle ver-
ständlich, aber nicht finanzierbar», so 
das Fazit von Moser.

Severin Moser (links) mit SVP-Bezirksparteipräsident Stefan Stutz.� Bild: zVg

svp.ch/mitmachen/spenden

Unterstützen Sie die SVP  
im Kampf für Freiheit und Sicherheit  
mit einer Spende!

Die SVP des Kantons Zürich  
auf Facebook
www.facebook.com/svpzuerich
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SVP-STÄMME

Bezirk Bülach / Bachenbülach
Jeden zweiten Mittwoch im Monat, ab 
19.00  Uhr, Lokalität gemäss www.svp-
bachenbuelach.ch. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeden letzten Sonntag im Monat, ab 10.30 Uhr, 
Wöschhüsli, Oberdorfstrasse 15, Embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf, 
Regensberg und Steinmaur
Jeden Dienstag, ab 17.30 Uhr, Gasthof zum 
Kreuz, Bachserstrasse 7, Steinmaur. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf  
und Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 Uhr, 
Alterszentrum am Bach, Bistro, Bachstrasse 1, 
Birmensdorf. 

Bezirk Horgen / Adliswil
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
19.30 Uhr, Restaurant Pot Belly’s, Soodring 21, 
Adliswil. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Meilen / Stäfa
Jeden zweiten Dienstag im Monat, 19.00 – 
22.00 Uhr, mit Nachtessen, Lokalität gemäss 
www.svp-staefa.ch. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, 11.00 – 
12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Lokalität gemäss https://event.
evagic.com/svp-uster. 

Stadt Winterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 Uhr, 
Restaurant Rössli, Rössligasse 7, Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 – 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthurer
strasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Schwamedingerhuus, Schwamen
dingerplatz 2, Zürich. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
findest du auf unseren Social Media Chan-
nels oder auf unserer Website www.jsvp-
zh.ch.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Dienstag, 17. Februar 2026, 19.30  Uhr, 
Abstimmungspodium, Gemeindesaal, Am  
Rainli 4, Bonstetten, mit den Nationalräten 
Gregor Rutz und Benjamin Fischer.

Bezirk Bülach / Bülach
Montag, 2. Februar 2026, 19.00 Uhr, Wahl-
podium, Reformiertes Kirchgemeindehaus, 
Grampenweg 5, Bülach.

Bezirk Dielsdorf / Dänikon
Dienstag, 12. Mai 2026, 19.30 Uhr, Veran-
staltung zur Nachhaltigkeits-Initiative, Anna 
Stüssi Haus, Oberdorfstrasse 3, Dänikon, 
mit Nationalrat Thomas Matter.

Bezirk Dielsdorf / Niederhasli
Samstag, 7. Februar 2026, 11.00 – 16.00 Uhr, 
Wahlauftakt, Schneebar auf dem Dorfplatz, 
Niederhasli.

Bezirk Hinwil / Gossau
Freitag, 6. Februar 2026, 18.30 Uhr, Infover-
anstaltung, Schulhaus Wolfrichti, Wolfrich-
tistrasse 14, Grüt, mit den Kantonsräten 
Elisabeth Pflugshaupt und Daniel Wäfler.

Bezirk Meilen / Hombrechtikon
Samstag, 31. Januar 2026, 16.30 Uhr, Wahl-
veranstaltung, bei Familie Gafner, Blumen-
bergweg 1, Hombrechtikon.

Samstag, 21. Februar 2026, 10.00 – 12.00 Uhr, 
Standaktion, bei der Post, Rütistrasse 18, 
Hombrechtikon.

Bezirk Uster / Volketswil
Freitag, 30. Januar 2026, 19.00 Uhr, Raclette-
Plausch, Gemeinschaftszentrum, In der Au 1, 
Volketswil. Kosten: 25 Franken. Anmeldung 
bis 27. Januar 2026 an info@svp-volketswil.ch.

Bezirk Winterthur / Hettlingen
Freitag, 30. Januar 2026, 18.15  Uhr, SVP-
Jassturnier, Mehrzweckhalle, Schulstrasse 
24, Hettlingen. Kosten: 25 Franken. Anmel-
dungen per E-Mail an rj-buechi@bluewin.
ch.

Bezirk Winterthur / Turbenthal
Freitag, 6. Februar 2026, 18.00  Uhr, SVP-
Metzgete, Armbrustschützenhaus, Käppe-
liweg 20, Turbenthal, mit Kantonsrat Do-
menik Ledergerber, Präsident SVP des 
Kantons Zürich, und Alt Bundesrat Ueli Mau-
rer. Reservationen unter 077 535 20 98.

Stadt Zürich / Kreis 1 und 2
Mittwoch, 11. Februar 2026, 20.00 Uhr, Stadt-
ratspodium, Kaufleuten, Pelikanplatz 18, 
Zürich, mit Kantonsrat und Stapi-Kandidat 
Ueli Bamert.

Stadt Zürich / Kreis 3
Samstag, 31. Januar 2026, 10.00 Uhr, Poli-
tikbasar, GZ Heuried, Döltschiweg 130, Zü-
rich.

Stadt Zürich / Kreis 7 und 8
Montag, 2. Februar 2026, 18.30 Uhr, Wahl-
kampfveranstaltung, Restaurant Grain, Zü-
richbergstrasse 71, Zürich, mit Kantonsrat 
und Stapi-Kandidat Ueli Bamert.

Mittwoch, 4. Februar 2026, 12.30 Uhr, Mit-
tags-Talk, Forchstrasse 226 (Parterre), Zü-
rich, mit Kantonsrat und Stapi-Kandidat 
Ueli Bamert.

Stadt Zürich / Kreis 9
Samstag, 31. Januar 2026, 10.00 Uhr, Poli-
tikbasar, Neue reformierte Kirche, Ginster-
strasse 48, Zürich-Albisrieden.

Samstag, 7. Februar 2026, 09.00 – 11.00 Uhr, 
Standaktion, Lindenplatz, Zürich-Altstetten.

Samstag, 14. Februar 2026, 09.00 – 11.00 Uhr, 
Standaktion, Albisriederhaus, Zürich-Albis-
rieden.

Samstag, 21. Februar 2026, 09.00 – 11.00 Uhr, 
Standaktion, Lindenplatz, Zürich-Altstetten.

Samstag, 28. Februar 2026, 09.00 – 11.00 Uhr, 
Standaktion, Lindenplatz, Zürich-Altstetten.

Stadt Zürich / Kreis 10
Samstag, 31. Januar 2026, 09.30 – 11.30 Uhr, 
Standaktion, Röschibachplatz, Zürich-Wip-
kingen.

Samstag, 7. Februar 2026, 09.30 – 11.30 Uhr, 
Standaktion, Röschibachplatz, Zürich-Wip-
kingen.

Samstag, 14. Februar 2026, 09.30 – 11.30 Uhr, 
Standaktion, Röschibachplatz, Zürich-Wip-
kingen.

Samstag, 21. Februar 2026, 09.30 – 11.30 Uhr, 
Standaktion, Kappenbühlweg, Zürich-Höngg.

Stadt Zürich / Kreis 12
Samstag, 31. Januar 2026, 14.00 Uhr, Schwa-
mendinger Lichtmess, Ziegelhöhe, oberhalb 
Restaurant Ziegelhütte, Hüttenkopfstrasse, 
Zürich-Schwamendingen, mit Kantonsrat und 
Stapi-Kandidat Ueli Bamert.

Junge SVP Kanton Zürich / West/City
Samstag, 31. Januar 2026, 09.30 – 11.30 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Samstag, 14. Februar 2026, 10.00 – 12.00 Uhr, 
Standaktion, Kreuzplatz, Zürich.

VERANSTALTUNGEN GEGEN DEN 
EU-UNTERWERFUNGSVERTRAG

Bezirk Affoltern / Knonau
Mittwoch, 11. Februar 2026, 19.30 Uhr, Bri-
tish Classic Cars AG, Hasentalstrasse 3, 
Knonau, mit den Nationalräten Gregor Rutz, 
Benjamin Giezendanner und Franz Grüter.

Bezirk Andelfingen / Laufen-Uhwiesen
Freitag, 3. Juli 2026, 18.30 Uhr, Schützen-
haus, Steinerberg 313, Uhwiesen, mit Na-
tionalrat Martin Hübscher.

Bezirk Hinwil / Hinwil
Montag, 9. Februar 2026, 19.30  Uhr, Res-
taurant Hirschen, Zürichstrasse 2, Hinwil, 
mit den Nationalräten Barbara Steinemann 
und Gregor Rutz.

Bezirk Meilen / Küsnacht
Montag, 2. Februar 2026, 19.30 Uhr, Sing-
saal Wiltiswacht, Seestrasse 143b, Küsnacht, 
mit den Nationalräten Nina Fehr Düsel und 
Gregor Rutz. Anschliessend Apéro.

Bezirk Uster / Uster
Donnerstag, 26. März 2026, 18.30 Uhr, Zeug-
hausareal, Berchtoldstrasse 10, Uster, mit den 
Nationalräten Barbara Steinemann, Martin 
Hübscher und Pascal Schmid.

Bezirk Winterthur / Hettlingen
Montag, 23. März 2026, 18.00 Uhr, Zelgli-
trotte, Seuzacherstrasse 4, Hettlingen, mit 
Kantonsrat Tobias Weidmann, Fraktions-
präsident.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Freitag, 20. Februar 2026, 18.30 Uhr, Mobi-
lisierungsanlass der SVP des Kantons Zü-
rich, Europaplatz, Zürich.

Samstag, 21. Februar 2026, 09.45 – 16.00 Uhr, 
Jasscup der SVP Schweiz, Restaurant Breiti, 
Seebnerstrasse 21, Winkel. Anmeldung bis 
10. Februar 2026 unter 031 300 58 58 oder an 
gs@svp.ch.

Samstag, 26. September 2026, bis Sonntag, 
27. September 2026, SVP-Schiessen 2026, 
Vorschiessen am Samstag, 12. September 
2026, Schiessplatz Steinacker, Marthalen. 
Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.msv-marthalen.ch.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von Alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

NATIONALER SVP-JASSCUP

Samstag, 21. Februar 2026
09:45 bis 16:00 Uhr, Türöffnung 09:00 Uhr 

im Breitisaal, 8185 Winkel
Modus:
Schieber mit zugelostem Partner.
4 Passen à 12 Spiele, gewertet 48 Spiele.

Kartenart:
Französische und Deutschschweizer Karten.

Preise:
Es gibt viele attraktive Preise im Gesamtwert von über 
CHF 7'000.– zu gewinnen. Jeder Teilnehmer erhält ein 
kleines Präsent. Wanderpreis für die Siegerin oder den 
Sieger.

Schätzwettbewerb:
1. Preis  im Wert von CHF 300.–
2. Preis  im Wert von CHF 200.–
3. Preis  im Wert von CHF 100.–

Teilnahmegebühr:
• Jass-Gebühr: CHF 30.–

Ist per Twint oder per Banküberweisung innerhalb
von zehn Tagen vorzunehmen.

• Mittagessen: CHF 25.–
Bons sind an der Eingangskasse erhältlich.

Teilnehmer:
Zu diesem gemütlichen Anlass mit Jassturnier und 
Festwirtschaft sind alle SVP-Politiker, SVP-Mitglieder, 
SVP-Sympathisanten sowie alle Jass-Freunde herzlich  
eingeladen.

Anmeldung:
Aus organisatorischen Gründen bitten wir Sie, sich mit  
dem untenstehenden Talon per E-Mail oder via Post 
bis spätestens 10. Februar 2026 anzumelden. 
(Platzbeschränkung: 300 Personen).  
Nach Ihrer Anmeldung erhalten Sie eine schriftliche 
Teilnahmebestätigung und Angaben zur Zahlungs - 
möglichkeit.

Organisation:
SVP Kanton Zürich, Marlies Pfister und Silvia Weidmann 
sowie NR Stefanie Heimgartner.

Turnierleiter: 
Fabian Cadonau 
(Trumpf-As AG)

25. Nationaler SVP-Jasscup
mit National- und Ständeräten der SVP

Anmeldetalon
Ich melde mich für den 25. Nationalen SVP-Jasscup vom Samstag, 21. Februar 2026, an:

Anmeldung bis spätestens 10. Februar 2026 an: SVP Schweiz, Generalsekretariat, Postfach, 3001 Bern 
Telefon: 031 300 58 58 / E-Mail: gs@svp.ch

Name

Adresse

Telefon

Vorname

PLZ / Ort

E-Mail

	Deutschschweizer Karten 	Französische Karten 	 Egal

✁

Jetzt Mitglied werden
unter svp-zuerich.ch/mitglied
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